
Anlage 5 zu GD 104/22 

- nur elektronisch - 

Bebauungsplan „Gewerbepark Blaubeurer Straße“ 

Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Öf-
fentlichkeitsbeteiligung und frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange 
 

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurde vom 27.01.2021 bis ein-
schließlich 01.03.2021 durchgeführt. Parallel dazu wurden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB die Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche durch die Planung berührt 
werden, unterrichtet und zur Stellungnahme aufgefordert. 

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurde fol-
gende Stellungnahme vorgebracht. 

Folgende Stellungnahmen wurden vorge-

bracht: 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Stellungnahme 1, Schreiben vom 26.02.2021 

(Anlage 5.1) 
 

Einspruch gegen den Ausschluss der Ansiedlung 
von großflächigem, zentrenrelevantem Einzelhan-
del sowie Einzelhandel mit nahversorgungsrele-
vanten Sortimenten auf unseren Grundstücken. 
Begründung: Angrenzend ist Hornbach, FMZ, 
IKEA, gegenüber das Blautalcenter mit 52 Einzel-
handelsgeschäften. 
In diesem Sinne muss es aus Gründen der Gleich-
behandlung Ausnahmen bei unseren Grundstü-
cken geben. 
 

 

 
 

Am 07.05.2013 wurde im Fachbereichsausschuss 
Stadtentwicklung, Bau und Umwelt des Gemein-
derates der Stadt Ulm das kommunale Märkte-
konzept als städtebauliches Entwicklungskonzept-
gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB beschlossen (Ge-
meinderatsdrucksache GD 152/13). 
Die Verwaltung wurde beauftragt, die Konzeption 
sukzessiv durch entsprechende Bebauungspläne in 
verbindliches Recht umzusetzen. 
Kernziele für eine geordnete und zukunftsgerich-
tete städtebauliche Entwicklung sind die Konzen-
tration der nahversorgungsrelevanten Sortimente 
auf die zentralen Versorgungsbereiche, die Kon-
zentration der sonstigen zentrenrelevanten Sorti-
mente auf den zentralen Versorgungsbereich In-
nenstadt sowie die Konzentration nicht zentrenre-
levanter Sortimente auf den Einzelhandelsstand-
ort Blaubeurer Straße. Daher sind Neuansiedlun-
gen von zentrenrelevantem Einzelhandel bzw. Be-
trieben mit zentrenrelevantem Kernsortiment un-
abhängig davon, ob die Verkaufsfläche unterhalb 
der Schwelle zur Großflächigkeit oder darüber 
liegt, u.a. im Bereich der Blaubeurer Straße auszu-
schließen. 
 

Etwaige Ausnahmeregelungen wären unbegrün-
det und widersprächen den städtebaulichen Zie-
len. Für die benannten "Vergleichsfälle" bestehen 
andere Bebauungspläne; die Betriebe genießen 
Bestandsschutz. Weder für das Grundstück des 
Einwenders noch für weitere Grundstücke im 
Plangebiet ist die Notwendigkeit einer Ausnahme 
z.B. aufgrund einer städtebaulichen Eigenart er-
sichtlich. Die Festsetzungen führen auch nicht zu 
einem Härtefall. Legal bestehende, aber künftig 



im Plangebiet unzulässige Nutzungen genießen im 
Rahmen erteilter Baugenehmigungen baurechtli-
chen Bestandsschutz. 
 

 

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungsplans wurden folgende Behörden und sons-

tige Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB gehört: 

- DB Services Immobilien GmbH 

- Eisenbahn-Bundesamt (EBA) 

- Deutsche Post AG 

- Deutsche Telekom Technik GmbH 

- EnBW Stuttgart (Hauptstelle) 

- Terranets bw (GVS) 

- Handwerkskammer Ulm 

- Industrie- und Handelskammer Ulm 

- LRA Alb-Donau-Kreis - Kreisgesundheit 

- Nachbarschaftsverband Ulm 

- Polizeipräsidium Ulm 

- Regierungspräsidium Tübingen – Referat 21 Raumordnung (inkl. Ref. 22, 25, 56) 

- Regierungspräsidium Stuttgart – Landesamt für Denkmalpflege (Grabungen) 

- Regierungspräsidium Freiburg – Abt. 9, Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 

- Regierungspräsidium Stuttgart, Abt. 6 Kampfmittelbeseitigungsdienst B-W 

- Regierungspräsidium Tübingen- Referat 47.2 Dienstsitz Ehingen (Straßenbau) 

- Regionalverband Donau-Iller 

- Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH (SWU) 

- Fernwärme Ulm GmbH (FUG) 

- Stadt Ulm – SUB / V Umweltrecht und Gewerbeaufsicht 

- Zentralplanung Unitymedia 

- Entsorgungs-Betriebe der Stadt Ulm (EBU) 

- Feuerwehr Ulm 

 
Von den folgenden 12 Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden Stellungnah-
men mit Anregungen und Hinweisen zum Bebauungsplanverfahren vorgebracht: 

Folgende Stellungnahmen wurden vorge-
bracht: 
 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Eisenbahnbundesamt (EBA), Außenstelle Karls-
ruhe/ Stuttgart, Schreiben vom 26.01.2021 (An-
lage 5.2) 
 

Das EBA teilt mit, dass ihre Belange von der Pla-
nung berührt werden, jedoch bei Beachtung 
nachfolgender Nebenbestimmungen keine Beden-
ken bestehen: 
 
 

Grundsätzlich dürfen Flächen einer Eisenbahn des 
Bundes nicht überplant werden. Um solche Flä-
chen handelt es sich, wenn 
- Grundstücke von einer Entscheidung gemäß §18 
AEG erfasst worden sind, 
- das planfestgestellte Vorhaben verwirklicht wor-
den ist, 

 
 
 
 

Bei der nördlichen Bebauungsplangrenze (aktuelle 
Flurstücksgrenzen zwischen den Grundstücken 
der Stadt Ulm und der DB AG) wurde darauf ge-
achtet, dass keine DB-Flächen in den Planumgriff 
mit hineingenommen werden. 
 

Die Änderung einer Betriebsanlage ist nicht ge-
plant. 
Im Bereich des Kreisverkehrs am nördlichen Ende 
der Beringer Straße müssen die Zufahrten zum In-
standhaltungswerk der DB (FIBA) und zu den öst-
lich gelegenen Stellplatzflächen der DB durch die 
Stadt angepasst werden. Die Stadt setzt sich 



- die Grundstücke für Bahnbetriebszwecke tat-
sächlich in Dienst genommen worden sind. 
Aus diesem Grund sind diese Flächen aufgrund 
des Fachplanungsprivilegs aus §18 AEG i.V.m.  
§38 BauGB der kommunalen Planungshoheit ent-
zogen, solange sie nicht gemäß § 23 AEG von 
Bahnbetriebszwecken freigestellt worden sind. 
Weiterhin dürfen keine Bahnanlagen geändert 
werden. Aus den mitgelieferten Unterlagen ist 
nicht ersichtlich, ob es zu irgendwelchen Ände-
rungen kommt.  
 

Ergibt sich im Zusammenhang mit einem Bebau-
ungsplan die Notwendigkeit der Änderung einer 
Betriebsanlage (z.B. die Versetzung eines Oberlei-
tungsmastes) sind diese Änderungen nur im Rah-
men eines Planrechtsverfahrens nach §18 AEG zu-
lässig. Wenn an den Bahnanlagen nichts geändert 
wird, bestehen keine Bedenken, die Flächen sind 
nachrichtlich im B-Plan darzustellen. 
 

hierzu ins Benehmen mit den zuständigen Eigen-
tümern bzw. Betreibern der Fläche. Die Anpas-
sung betrifft Verkehrsflächen. Die notwendigen 
Anpassungen von Beschilderungen, Beleuchtung, 
Geländern etc. erfolgt ebenfalls durch die Stadt. 
 

Deutsche Bahn AG DB Immobilien Region 
Süd-West, Schreiben vom 02.03.2021 (Anlage 
5.3) 
 

Die DB Immobilien als von der DB Netz AG bevoll-
mächtigtes Unternehmen teilt mit, dass gegen die 
Neuaufstellung des Bebauungsplans keine Beden-
ken bestehen, sofern nachfolgende Bedingungen/ 
Auflagen und Hinweise beachtet und eingehalten 
werden. Die Sicherheit und Leichtigkeit des Eisen-
bahnverkehrs der angrenzenden Bahnstrecke darf 
nicht gefährdet oder gestört werden. 
 
Die Zustimmung erfolgt mit einer Auflage. Dem 
Grundstück 4000/19, welches durch die Stadt er-
worben wurde, ist eine Teilfläche als Suksession 
zu Ruderalfluren im Zuge des Baus des FIBA Ulm 
angelastet. Die Überplanung der Fläche im Grenz-
bereich Bebauungsplan zur Bahn kann nur in Ab-
stimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde 
und der DB Netz AG sowie ggf. weiteren Aus-
gleichsmaßnahmen erfolgen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass durch den Eisen-
bahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen 
verschiedene Emissionen entstehen, die zu Immis-
sionen an benachbarter Bebauung führen können.
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das in der Anlage zur Stellungnahme farblich mar-
kierte Grundstück FlSt. 4000/19 wurde durch die 
Stadt von der Scheuffele Immobilien-Verwaltung 
GmbH erworben. Vertragliche Vereinbarung zu 
Bahnausgleichsflächen sind nicht bekannt. Da in 
den Randbereichen zu den Bahnanlagen soge-
nannte Ruderalflure belassen werden, stünde dies 
einer Ausgleichsthematik auch nicht entgegenste-
hen. Die ökologische Qualität bliebe 1:1 erhalten. 
 
Im Schallschutzgutachten von IB Bekon, Augsburg 
vom 04.03.2022 wurden die Belange berücksich-
tigt und der Schienenverkehr sowie die Lärmemis-
sionen des Rangierbahnhofs in die schalltechni-
sche Berechnung aufgenommen.  
Zur Sicherstellung von gesunden Wohn- und Ar-
beitsverhältnissen (z.B. Büros, Betriebsleiterwoh-
nungen, Beherbergungsbetriebe, Ruheräume für 
Bereitschaftspersonal, etc.) sind passive Lärm-
schutzmaßnahmen erforderlich. In den textlichen 
Festsetzungen wurde daher der Plan mit den maß-
geblichen Außenlärmpegeln aufgenommen und 
Festsetzungen getroffen, so dass die sich aus den 



 
 
 
 
 
 
In unmittelbarer Nähe der elektrifizierten Bahn-
strecke und Bahnstromleitungen ist mit der Beein-
flussung von Monitoren, medizinischen Untersu-
chungsgeräten und anderen auf magnetische Fel-
der empfindlichen Geräten zu rechen. 
 
Bei der Bebauung muss ausreichend Abstand zu 
den Bahnanlagen insbesondere den Oberleitungs-
masten eingehalten werden. 
 
Alle Neuanpflanzungen im Nahbereich von Bahn-
anlagen, insbesondere Gleisen, müssen den Belan-
gen der Sicherheit des Eisenbahnbetriebes ent-
sprechen. Es wird auf die DB Richtlinie (RII) 882 
"Handbuch Landschaftsplanung und Vegetations-
kontrolle" verwiesen. "Abstand und Art von Be-
pflanzungen müssen so gewählt werden, dass 
diese z.B. bei Windbruch nicht in die Gleisanlagen 
fallen können. Diese Abstände sind durch geeig-
nete Maßnahmen (Rückschnitt u.a.) ständig zu ge-
währleisten." 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass bei der Planung 
von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen (z.B. 
Baustelleneinrichtungen, Parkplatzbeleuchtung, 
Leuchtwerbung aller Art) in der Nähe von gleisen 
oder Bahnübergängen von der Bauherrschaft si-
chergestellt werden muss, dass Blendungen der 
Triebfahrzeugführer ausgeschlossen sind und Ver-
fälschungen, Überdeckungen und Vortäuschun-
gen von Signalbildern nicht vorkommen. 
 
Bei Planungen und Baumaßnahmen im Umfeld 
der Baulinie ist die DB frühzeitig zu beteiligen. 
 
Ferner wird mitgeteilt, dass auf oder im unmittel-
baren Bereich von DB Liegenschaften jederzeit mit 
dem Vorhandensein betriebsnotwendiger Kabel, 
Leitungen oder Verrohrungen gerechnet werden 
muss. 
 
 
 
 

festgesetzten Außenlärmpegeln ergebenden er-
forderlichen Schalldämm-Maße der Außenbauteile 
nach der DIN 4109-1:2018-01 "Schallschutz im 
Hochbau, - Teil 1: Mindestanforderungen" einge-
halten werden. 
 
Im Bebauungsplan wird in den Entwurf der textli-
chen Festsetzungen ein entsprechender Hinweis 
aufgenommen. 
 
 
 
Dies wurde in der Planung berücksichtigt. 
 
 
 
Auf die Belange wird bei Pflanzungen Rücksicht 
genommen. Im Grenzbereich zu en Bahnanlagen 
werden Ruderalflächen angelegt.  
Die Gleise liegen an der schmalsten Stelle ca. 13 
m von neuen Baumstandorten entlang der neuen 
nördlichen Erschließungsstraße entfernt, so dass 
es zu keiner Beeinträchtigung kommt. 
 
 
 
 
 
Eine Auflage wird dazu in den Entwurf der textli-
chen Festsetzungen zum Bebauungsplan aufge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Beteiligung erfolgt entsprechend der gesetzli-
chen Vorgaben der Landesbauordnung BW. 
 
Bei einer Weiterveräußerung von Flächen durch 
die Stadt werden die Käufer auf den Umstand hin-
gewiesen. Bei städtischen Baumaßnahmen wer-
den die bauausführenden Firmen auf das mögli-
che Vorkommen von Anlagen der DB hingewiesen 
und die DB Immobilien, Karlsruhe informiert. 
 

Regionalverband Donau-Iller, Schreiben vom 
01.03.2021 (Anlage 5.4) 
 

Im überplanten Bereich befindet sich ein Bestands-
gleis als Industriegleis-Anschluss. Gemäß der Ge-
samtfortschreibung des Regionalplans Donau-Uller 

 
 
 

Im Bebauungsplangebiet liegen Industriegleise, bei 
denen es sich um nichtöffentliche Eisenbahninfra-
struktur im Sinne des § 11 Landeseisenbahngesetz 
handelt. Eine Entwidmung der Gleisanlagen ist 



sollen Stilllegungen von Schienenstrecken des Gü-
terverkehrs vermieden werden. Auf die Freistel-
lung von Bahnbetriebszwecken sowie auf den 
Rückbau der Schieneninfrastruktur soll verzichtet 
werden. Wir bitten daher zu überprüfen, ob die 
anzusiedelnden Gewerbebetriebe ggf. einen Be-
darf an einem Schienenanschluss haben und die-
ser somit erhalten bleiben soll. 
 

nicht notwendig. Ein Antrag auf Freistellung der 
Industriegleise und zugehöriger Eisenbahninfra-
struktur von Bahnbetriebszwecken nach § 23 AEG 
wird zeitnah beim RP Tübingen gestellt. 
Das Gleis zwischen den Firmen Gaiser und McDo-
nalds wird seit Jahrzehnten nicht mehr genutzt 
und endet an der Blaubeurer Straße. Für die anlie-
genden Firmen besteht weder heute noch abseh-
bar die Notwendigkeit eines Gleisanschlusses.  
Die Fernwärme Ulm ist der letzte Anschlussneh-
mer für das Stammgleis, welches über das Plange-
biet und die Magirusstraße verläuft. Mit der Inbe-
triebnahme des neuen BHKW und dem damit ver-
bundenen Entfall des Kohlelagers entfällt die Not-
wendigkeit des Gleises. Die Anlieferung der FUG 
mittels Bahngut ist bereits heute unrentabel und 
kann für die Zukunft ausgeschlossen werden. Die 
Planung der neuen Erschließungsanlagen wurde 
darauf ausgerichtet. Ein Verbleib der Gleise würde 
bedeuten, dass die neue Hauptverkehrsachse wei-
ter westlich liegen müsste und damit stark von der 
Achse Magirusstraße wegrücken würde. Dies 
würde eine Einbindung in den Kreuzungsbereich 
Blaubeurer Straße / Magirusstraße problematisch 
machen. Ebenfalls wird keine Notwendigkeit für 
das im nördlichen Randbereich des Plangebietes 
und zu Flst. 4000/ 19 führende Gleis gesehen. Ein 
Schienenanschluss für anzusiedelnde Betriebe ist 
aufgrund der Flächengrößen unrealistisch. Das Be-
lassen des Gleises stünde der Entwicklung des Ge-
bietes zudem entgegen. Ein "Um-das-Gleis-Pla-
nen" wäre für eine sinnvolle städtebauliche Ent-
wicklung des Gebietes hinderlich. 
 

Polizeipräsidium Ulm, Schreiben vom 
05.02.2021 (Anlage 5.5) 
 

Die Fortsetzung der "Nordumfahrung" des Fach-
marktzentrums und des im Westen benachbarten 
Baumarktes verspricht eine deutliche Entzerrung 
des Verkehrs von und nach dort. 
Bei der Anlage von Parkmöglichkeiten sollte auch 
an LKW gedacht werden. Es wird davon ausge-
gangen, dass der neue Kreisverkehr die Option of-
fenhält, eine später vielleicht doch benötigte Ver-
kehrsachse zum Eselsberg anzubinden. Insbeson-
dere für Fußgänger und Radfahrer bestehen nach 
dem Wegfall der Beringerbrücke erhebliche Um-
wege. 
 

 
 
 

Die geplanten Parkstände ermöglichen auch ein 
Parken von LKWs. 
Eine etwaige Verkehrsachse für Fuß- und Radweg-
verkehr über die Gleisanlagen ist nicht Bestandteil 
des Bebauungsplans. Der Kreisverkehr ist durch 
die anbindenden fünf Zu-/ Abfahrten ausgelastet. 
Das Areal nördlich des Kreisverkehrs gehört der 
Deutschen Bahn. Auf den im Fachbereichsaus-
schuss Stadtentwicklung, Bau und Umwelt zur 
"Verkehrsuntersuchung zur Lage und verkehrli-
chen Bedeutung der Beringerbrücke" (GD 237/21) 
wird verwiesen. 
 

Landesamt für Denkmalpflege Ulm,  
Schreiben vom 06.05.2021 (Anlage 5.6) 
 

Die Begleitung größerer Bodenaufschlüsse im 
Talgrund der Blau ist von allgemeinem, wissen-
schaftlichen und denkmalpflegerischem Interesse. 

 
 
 

In den Entwurf der textlichen Festsetzungen sowie 
der Begründung zum Bebauungsplan wird ein 
Hinweis auf die vorgetragenen denkmalschutz-
rechtlichen Belange aufgenommen. 



Während der Jungsteinzeit lag der Talboden deut-
lich tiefer als heute. Fundstellen können daher nur 
bei systematischer Begehung und Kontrolle von 
Bauvorhaben mit Eingriffen in den tieferen Unter-
grund entdeckt werden.  
Sämtliche Erdarbeiten und Bodeneingriffe sind da-
her dem Landesamt für Denkmalpflege im RP 
Stuttgart, Dienstsitz Hemmenhofen, Fischersteig 
9, 78343 Gaienhofen frühzeitig, mind. 2 Wochen 
vorher, schriftlich mitzuteilen. 
Für den weiteren Bauverlauf wird auf § 20 DSchG 
hingewiesen. Etwaige Funde sind umgehend dem 
LDA (Dienstsitz Hemmenhofen) zu melden und bis 
zur sachgerechten Dokumentation im Boden zu 
belassen. Mit Unterbrechung der Bauarbeiten ist 
ggf. zu rechnen und Zeit zur Fundbergung einzu-
räumen. 
 
Regierungspräsidium Tübingen, Schreiben 
vom 26.02.2021 (Anlage 5.7) 
 

Die höhere Raumordnungsbehörde begrüßt die 
Aufnahme der Regelungen des Kommunalen 
Märktekonzeptes und teilt mit, dass keine grund-
sätzlichen Bedenken gegen die Planung hinsicht-
lich des Einzelhandels bestehen. Es wird um wei-
tere Verfahrensbeteiligung gebeten. 
 
 
 
Zu Belangen des Immissionsschutzes wird richtig-
gestellt, dass es sich bei Punkt 5.7 des Erläute-
rungsberichtes nicht um ein "Düngemittellager", 
sondern um ein Pflanzenschutzmittellager han-
delt. 
 

 
 
 

Im Rahmen der Auslegung erfolgt eine erneute 
Anhörung sowohl der Öffentlichkeit als auch der 
Träger öffentlicher Belange. Lediglich jene Träger 
öffentlicher Belange werden nicht mehr ange-
schrieben, die explizit im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung mitgeteilt haben, dass Ihre Belange 
nicht berührt sind und von einer weiteren Beteili-
gung abgesehen werden kann. 
 
Dies wird korrigiert. 
 

Regierungspräsidium Stuttgart, Kampfmittel-
beseitigungsdienst (KMBD), Schreiben vom 
26.02.2021 (Anlage 5.8) 
 

Das KMBD erläutert, dass aufgrund der ausge-
dehnten Kampfhandlungen und Bombardierun-
gen während des 2. Weltkrieges, im Vorfeld jegli-
chen Bau(Planungsverfahrens) eine Gefahrenver-
dachtserforschung in Form einer Auswertung von 
Luftbildern der Alliierten durchgeführt werden 
sollte. Alle nicht vorab untersuchten Bauflächen 
sind als potentielle Kampfmittelverdachtsflächen 
einzustufen. 
Die Aufgaben des KMBD beschränken sich auf die 
Entschärfung, den Transport und die Vernichtung 
von Kampfmitteln. Die Beratung von Grundstücks-
eigentümern sowie die Suche nach und die Ber-
gung von Kampfmitteln kann nur im Rahmen sei-
ner Kapazität gegen vollständige Kostenerstattung 
übernommen werden. Soweit dies nicht möglich 

 
 
 
 

Eine Luftbildauswertung wurde beauftragt und 
liegt vor. Die Luftbildauswertung zeigt, dass das 
gesamte Areal als "Bombardiert/ Blindgängerge-
fahr" kategorisiert ist.  
Bereits 2018 erfolgte eine Ortsbesichtigung mit 
dem KMBD und den betroffenen Abteilungen der 
Stadt. Ergebnis der Besprechung war, dass eine 
Oberflächensondierung nach Entfernung der ver-
siegelten Flächen ab gewachsenem Erdreich keine 
Sicherheit bietet, dass im Laufe von Baumaßnah-
men doch etwas gefunden wird, da zu viele  
Störungen rundherum bzw. im Boden (Leitungen, 
Kanäle usw.) vorhanden sind. Daher muss bei Er-
schließungs- bzw. Baumaßnahmen bzw. eine Be-
gleitung durch eine Kampfmittelräumfirma erfol-
gen. 



ist, sind für diese Aufgaben gewerbliche Unter-
nehmen zu beauftragen. 
 

Ein Hinweis erfolgt in den textlichen Festsetzun-
gen. 
 

Entsorgungs-Betriebe der Stadt Ulm (EBU), 
Schreiben vom 09.03.2021 (Anlage 5.9) 
 

Die EBU äußert sich zur Entwässerung des Plange-
bietes wie folgt: 
 "Das Plangebiet wird im Mischsystem entwässert. 
Eine Versickerung des Niederschlagswassers ist 
aufgrund bestehender Altlastenstandorte und -
verdachtsflächen nicht erlaubt." 
 
Zudem werden Hinweise bzgl. der Einleitung von 
Niederschlagswasser sowie der Vorhaltung und 
Bemessung von entsprechenden Rückhalteräumen 
auf den privaten Grundstücken gegeben. 
Auf die extensive Begrünung von Flachdächern 
und flachgeneigten Dächern wird hingewiesen, 
ebenso auf die Ausführung von Solar-Gründach-
systemen bei der Installation von Photovoltaikanla-
gen. 
Es wird auf die Abwassersatzung der Stadt Ulm 
hingewiesen. Hausanschlussleitungen sind im Bau-
genehmigungsverfahren zu beantragen. 
Für einen Brand- oder Leckagefall ist eine Lösch-
wasserrückhaltung auf dem Betriebsgelände erfor-
derlich. 
 
Der Mindestanstand von neu zu pflanzenden Bäu-
men zu öffentlichen Kanälen muss 2,50 m betra-
gen. Eine Unterschreitung bis mind. 1,5m Abstand 
mit Vorsehung eines Wurzelschutzes kann nur im 
Ausnahmefall nach Freigabe durch die EBU erfol-
gen. 
 
 
 
 

 
 
 

Die Formulierung wird in den Entwurf der Begrün-
dung zum Bebauungsplan aufgenommen. 
 
 
 
 
 
Die Hinweise sind in den Entwurf der textlichen 
Festsetzungen zum Bebauungsplan aufgenom-
men. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In den neugeplanten Verkehrsanlagen sind Baum-
standorte vorgesehen. Im Rahmen der koordinier-
ten Leitungsplanung werden die Leitungen aller 
Leitungsträger abgestimmt und die entsprechen-
den Abstände vorgesehen. Bei neuen Baumstand-
orten in bestehenden Straßenräumen kann es zu 
einer Unterschreitung des Regelabstandes kom-
men. Hier erfolgt eine enge Abstimmung zwi-
schen der Stadt und EBU. 
 

FUG Fernwärme Ulm GmbH, Schreiben vom 
22.02.2021 (Anlage 5.10) 
 

Die FUG äußert, dass ein Anschluss an das Fern-
wärmenetz möglich ist und die Planung zwingend 
im Vorfeld abgestimmt werden muss. 
 
Zur Gleisanlage wird übermittelt, dass diese noch 
bis April 2023 nutzbar bleiben muss; entgegen 
der bisherigen Annahme Ende 2022. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

Die FUG wird im Rahmen der koordinierten Lei-
tungsplanung eingebunden. 
 
 
Die Freistellung der Gleisanlagen wird zeitnah 
beim Regierungspräsidium Tübingen beantragt. 
(s. auch Stellungnahme der Verwaltung zu Anlage 
5.4) 
 



Deutsche Telekom Technik GmbH, Schreiben 
vom 08.03.2021 (Anlage 5.11) 
 

Es wird mitgeteilt, dass sich im Planbereich um-
fangreiche Telekommunikationslinien der Telekom 
befinden. Der Bestand und der Betrieb der vor-
handenen TK-Linien müssen gewährleistet blei-
ben. Auf die Notwendigkeit einer frühzeitigen 
schriftlichen Mitteilung; mind. 6 Monate vor Bau-
beginn, für einen rechtzeitigen Ausbau des TK-
Netzes sowie die Koordinierung mit dem Straßen-
bau und der Baumaßnahmen anderer Leitungsträ-
ger wird hingewiesen. 
 

 
 
 

Die Stellungnahme wurde an die baubegleitende 
bzw. -ausführende Abteilung der Stadt weiterge-
leitet zwecks Beachtung bei der weiteren Planung 
der Erschließungsmaßnahmen. 
 
 
 
 
 

Vodafone BW GmbH, Schreiben vom 
12.02.2021 (Anlage 5.12) 
 

Es werden keine Einwände gegen die Planung vor-
gebracht. Neu- und Mitverlegungen sind nicht ge-
plant. Jedoch wird darauf hingewiesen, dass sich 
im Planbereich Versorgungsanlagen befinden. 
Es wird zudem darauf hingewiesen, dass Vodafon 
erforderliche Umverlegungen ihrer vorhandenen 
TK-Linien grundsätzlich durch ein von ihr beauf-
tragtes Tiefbauunternehmen auf eigene Kosten 
bewirkt; unabhängig davon, ob der Wegebaulast-
träger bereits Tiefbauunternehmen beauftragt -
insbesondere im Rahmen einer öffentlichen Aus-
schreibung- hat. Die Einräumung eines Bauzeit-
fensters ist notwendig.  
 

 
 
 

Die Stellungnahme wurde an die baubegleitende 
bzw. -ausführende Abteilung der Stadt weiterge-
leitet zwecks Beachtung bei der weiteren Planung 
der Erschließungsmaßnahmen. 
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Außenstelle Karlsruhe/Stuttgart 

   
Eisenbahn-Bundesamt, Südendstraße 44, 76135 Karlsruhe 

 
Stadt Ulm 
SUB 
89070  Ulm 
 
 
Über email 

Bearbeitung: Petra Eisele 

Telefon: +49 (721) 1809-141 

Telefax: +49 (721) 1809-9699 

E-Mail: EiseleP@eba.bund.de 

sb1-kar-stg@eba.bund.de 

Internet: www.eisenbahn-bundesamt.de 

Datum: 26.01.2021 

Geschäftszeichen (bitte im Schriftverkehr immer angeben) EVH-Nummer: 256039 

59142-591pt/019-2021#008   

 

Betreff: Ulm, Bebauungsplan "Gewerbepark Blaubeurer Straße" 

Bezug: Ihr Schreiben vom 20.01.2021, Az. SUB I- Erg 

Anlagen:  

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

Ihr Schreiben ist am 25.01.2021 beim Eisenbahn-Bundesamt eingegangen und wird hier unter 

dem o. a. Geschäftszeichen bearbeitet. Ich danke Ihnen für meine Beteiligung als Träger öffentli-

cher Belange. 

 

Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige Planfeststellungsbehörde für die Betriebsanlagen 

und die Bahnstromfernleitungen (Eisenbahninfrastruktur) der Eisenbahnen des Bundes. Es prüft 

als Träger öffentlicher Belange, ob die zur Stellungnahme vorgelegten Planungen bzw. Vorhaben 

die Aufgaben nach § 3 des Gesetzes über die Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes berüh-

ren. 

 

Die Belange des Eisenbahn-Bundesamtes werden von der Planung berührt. Bei Beachtung der 

nachfolgenden Nebenbestimmungen bestehen keine Bedenken:  

Ich weise darauf hin, dass Flächen einer Eisenbahn des Bundes nicht überplant werden 

dürfen. Um solche Flächen handelt es sich, wenn 

• Grundstücke von einer Entscheidung gemäß § 18 AEG erfasst worden sind, 
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• das planfestgestellte Vorhaben verwirklicht worden ist,  

• die Grundstücke für Bahnbetriebszwecke tatsächlich in Dienst genommen worden sind.  

Aus diesem Grund sind diese Flächen aufgrund des Fachplanungsprivilegs aus § 18 AEG i.V.m. § 

38 BauGB der kommunalen Planungshoheit entzogen, solange sie nicht gemäß § 23 AEG von 

Bahnbetriebszwecken freigestellt worden sind.  

 

Weiterhin dürfen keine Bahnanlagen geändert werden. Aus den mitgelieferten Unterlagen ist nicht 

ersichtlich, ob es zu irgendwelchen Änderungen kommt. Ergibt sich im Zusammenhang mit einem 

Bebauungsplan die Notwendigkeit der Änderung einer Betriebsanlage (z.B. die Versetzung eines 

Oberleitungsmastens) sind diese Änderungen nur im Rahmen eines Planrechtsverfahrens nach § 

18 AEG zulässig. Wenn an den Bahnanlagen nichts geändert wird, bestehen keine Bedenken, die 

Flächen sind nachrichtlich darzustellen im B-Plan. 

 

Bitte beachten Sie, dass das Eisenbahn-Bundesamt nicht die Vereinbarkeit aus Sicht der Betreiber 

der Eisenbahnbetriebsanlagen (Deutsche Bahn AG, DB Immoblien, Region Südwest, Gutschstr.6, 

76137 Karlsruhe) prüft. Die Betreiber dieser Anlagen sind möglicher Weise betroffen. Daher wer-

den die gebotenen Beteiligungen empfohlen, sofern sie nicht bereits stattfinden. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

Eisele
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